
B ehörden Spiegel: Herr Mi-
nister, was ist der Unter-

schied zwischen innerer und öf-
fentlicher Sicherheit?

Dr. de Maizière: Wenn ich von
staatlicher Verantwortung für die
Sicherheit spreche, verwende ich
den Begriff “öffentliche Sicher-
heit“. Innere Sicherheit ist für
mich etwas, was Menschen aus-
strahlen können, eine Haltung.
Sie ist in ihrem Kern nichts, was
man außerhalb der Politik mit Po-
lizeiarbeit oder Ähnlichem ver-
bindet. Öffentliche Sicherheit da-
gegen ist etwas, was der Staat
schafft, wobei natürlich die inne-
re Sicherheit des Einzelnen auch
durch öffentliche Sicherheit ent-
steht.

Behörden Spiegel: In der Ver-
gangenheit war das Bundesin-
nenministerium in der öffentli-
chen Wahrnehmung ein Sicher-
heitsministerium. Welche Schwer-
punkte setzen Sie?

Dr. de Maizière: Mir ist daran
gelegen, das ganze Aufgaben-
spektrum meines Ministeriums
deutlich zu machen. Es wäre da-
her falsch, meine Rolle als In-
nenminister auf das eine oder an-
dere Thema zu beschränken.

Natürlich wird es Phasen geben,
wo etwa Fragen der öffentlichen
Sicherheit, der Integration oder
des Öffentlichen Dienstes im
Mittelpunkt stehen. Aber der In-
nenminister heißt eben Innenmi-
nister, weil er die gesamte innere
Verfasstheit unseres Landes zur
Aufgabe hat, mit allem, was un-
ser Land im Innersten zusam-
menhält. Dazu gehört die öffent-
liche Sicherheit genauso wie die
anderen Bereiche meines Hau-
ses.

Behörden Spiegel: Die innere
Verfasstheit und der gesellschaft-

liche Zusammenhalt in unserem
Land sind zentrale Themen für
Sie. Wie kann aus Ihrer Sicht ein
Zusammenleben in Vielfalt gelin-
gen und welche Maßnahmen pla-
nen Sie als Integrations- und Mi-
grationsminister?

Dr. de Maizière: Die Themen
Migration und Integration ge-
hören für mich untrennbar zu-
sammen. Angesichts weltweiter
Migrationsbewegungen und der
zunehmenden Vielfalt unserer
Gesellschaft ist Integration eine
Schlüsselaufgabe für uns alle.
Damit ein Zusammenleben in

Vielfalt funktioniert, müssen
sich Aufnahmegesellschaft und
Zuwanderer öffnen und aufein-
ander zu bewegen. Wichtig ist,
dass die Menschen einander ver-
stehen, miteinander sprechen
können und sich wechselseitig
akzeptieren. Unverrückbarer
Rahmen für ein Zusammenleben
ist dabei unsere Kultur und
Rechtsordnung. Mit unserem
bundeseinheitlichen Sys tem der
Integrationskurse, in denen ne-
ben Sprachkenntnissen auch
Kenntnisse unserer Rechtsord-
nung, Kultur und Geschichte
vermittelt werden, schaffen wir
hierfür die Basis. Daneben ist
aber auch der Dialog wichtig.
Die Deutsche Islam Konferenz
werde ich daher fortführen. 
Insgesamt wurde in der Integra-

tionspolitik schon viel erreicht,
aber ich sehe auch, dass große
Anstrengungen weiterhin not-
wendig sind. Die Vereinbarungen
im Koalitionsvertrag bestärken
mich in meiner Absicht, das The-
ma weiter voranzubringen.

Behörden Spiegel: Wird zu die-
ser Aufgabe ein neuer Staatsse-
kretär berufen? Zu dessen Aufga-
bengebiet könnte auch die Demo-
graphie, eine neue Aufgabe Ihres
Hauses, zählen.
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Stärkung von Europol entscheidend
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Dr. de Maizière: Das Bundesin-
nenministerium hat zwei beamte-
te Staatssekretäre, die die unter-
schiedlichen Aufgabenbereiche
des Hauses abdecken. Hier sehe
ich keinen Änderungsbedarf.
Richtig ist allerdings, dass mein
Haus nunmehr auch für die Koor-
dinierung der Demographie-Poli-
tik der Bundesregierung zustän-
dig ist. Hierzu werde ich einen
interministeriellen Ausschuss
“Demographie“ zur Koordinie-
rung von Programmen und Initia-
tiven der Ressorts zur Gestaltung
des demographischen Wandels
auf Staatssekretärs-Ebene einbe-
rufen. Wir haben in Meseberg be-
schlossen, dass bis 2012 eine res-
sortübergreifende Demographie-
strategie der Bundesregierung er-
arbeitet werden soll.

Behörden Spiegel: Sie fordern
eine bessere polizeiliche Zusam-
menarbeit in Europa. Über wel-
che Institutionen soll das laufen?

Dr. de Maizière: Entscheidend
für die Verbesserung der polizei-
lichen Zusammenarbeit in Europa
ist die Stärkung von Europol. Die
Mitgliedstaaten sollten Europol
in Fällen grenzüberschreitender
schwerer Kriminalität grundsätz-
lich als ersten Informationskanal
nutzen und noch mehr Informa-
tionen als bisher an Europol wei-
terleiten. Ein geeignetes Instru-
ment hierfür ist der sogenannte
“Dataloader“, mit dem Informa-
tionen, die in den Mandatsbereich
von Europol fallen, von den Poli-
zeien der EU-Mitgliedstaaten au-
tomatisch an das Europol-Infor-
mationssystem weitergeleitet
werden können. Das Programm
wird in Deutschland und einigen
weiteren EU-Mitgliedstaaten be-
reits mit Erfolg eingesetzt. Ich
würde es sehr begrüßen, wenn al-
le EU-Mitgliedstaaten diesen
Weg einschlagen könnten.
Darüber hinaus ist aber auch die

bilaterale polizeiliche Zusam-
menarbeit mit unseren Nachbar-
staaten wichtig, insbesondere in
den Grenzregionen. Hier spielen
die Gemeinsamen Zentren eine
wichtige Rolle. Die Besonderheit

der Gemeinsamen Zentren be-
steht darin, dass dort nicht nur die
Grenzschutzbehörden, sondern
alle betroffenen Sicherheitsbehör-
den der beteiligten Staaten in ei-
ner gemeinsamen Dienststelle zu-
sammenarbeiten. Sie stehen so al-
len mit Polizei- und Zollaufgaben
beauftragten Stellen für den Aus-
tausch von Informationen mit
grenzregionalem Bezug zur Ver-
fügung. Die Zentren haben gera-
de dort eine wichtige Funktion,
wo die grenzüberschreitende po-
lizeiliche Zusammenarbeit durch
Unterschiede in Sprache, Rechts-
ordnung, Behördenstruktur und
Verwaltungsmentalität erschwert
wird. 
Natürlich müssen diese ver-

schiedenen Kooperationsformen
aufeinander abgestimmt sein, so-
dass europäische und bilaterale
polizeiliche Zusammenarbeit
sinnvoll ineinandergreifen.

Behörden Spiegel: Sie haben
darauf hingewiesen, dass die
Bekämpfung der transnationalen
Kriminalität nicht nur eine funk-
tionierende polizeiliche Zusam-
menarbeit voraussetzt. Können
Sie dies an einem Beispiel ver-
deutlichen?

Dr. de Maizière: Ein gutes Bei-
spiel ist der Umgang mit aktuellen
Informationen aus Ermittlungs-
verfahren in Italien, die dort unter
das Ermittlungsgeheimnis fallen.
Über rein polizeiliche Kooperati-
onsformen wie die – im Übrigen
sehr konstruktive – deutsch-italie-
nische Task-Force sind solche Er-
kenntnisse daher nicht ohne Zu-
stimmung der sachleitenden
Staatsanwaltschaft zu erlangen. In
vielen anderen Ländern ist das
ähnlich geregelt. Bei Ermittlungs-
verfahren gegen transnationale
Strukturen der Organisierten Kri-
minalität kann so wegen der stark
herausgehobenen Bedeutung von
Staatsanwaltschaften und Ermitt-
lungsrichtern der erforderliche In-
formationsaustausch nicht allein
von polizeilicher Seite gewährlei-
stet werden.
Aus diesem Grund sollten wir

unter anderem über eine Ermitt-

lungszuständigkeit des General-
bundesanwalts für transnationale
Delikte der Organisierten Krimi-
nalität nachdenken. Das hätte den
Vorteil, dass große Ermittlungs-
verfahren effizienter koordiniert
werden könnten und ausländische
Justizbehörden einen zentralen
Ansprechpartner auf Seiten der
deutschen Staatsanwaltschaft er-
hielten. Aber dies ist vor allem ei-
ne Frage der justiziellen Zusam-
menarbeit.

Behörden Spiegel: Die Vorlage
zur Entsperrung der Mittel für
den BOS Digitalfunk liegt im
Haushaltsausschuss. Wann wird
der neue Polizeifunk für die BOS
nun Realität?

Dr. de Maizière: Der Digital-
funk für die Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufga-
ben ist schon heute Realität. Die
neue Technik wird durch die
Einsatzkräfte parallel zur her-
kömmlichen analogen Technik
eingesetzt, sowohl bei Großver-
anstaltungen wie Fußballländer-
spielen oder Volksfesten als
auch bei täglichen Routine-
einsätzen. Gegenwärtig haben
bereits zwölf Bundesländer ent-
sprechende Basisstationen in
Betrieb genommen. “On air“
sind beispielsweise die Stadt-
staaten Berlin, Bremen und
Hamburg sowie die Städte Mün-
chen, Köln und Stuttgart. Zahl-
reiche Bundesländer haben Aus-
schreibungen für die Beschaf-
fung von Endgeräten abge-
schlossen. Die beiden Netzver-
waltungszentren des Digital-
funks BOS in Berlin und Hanno-
ver haben ihre Arbeit aufgenom-
men. Das BOS-Digitalfunknetz
wird täglich von einigen tausend
Angehörigen der Behörden und
Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben aktiv genutzt.
Ich bitte um Verständnis, dass

ich in diesem Zusammenhang
keinen Zeitrahmen für die Ent-
sperrung der Mittel für das Verga-
beverfahren Betrieb nennen kann.
Die Entscheidung hierüber ob-
liegt dem Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages.

Behörden Spiegel: Um mehr
Polizisten nach Afghanistan zu
entsenden, müssen vorhandene
Einheiten aufgestellt und aus-
gerüstet werden. Wie, wann und
wo soll das geschehen? An wie
viele Polizisten ist gedacht?

Dr. de Maizière: Nach einem
zwischen Bund und Ländern ab-
gestimmten und von der Innen-
ministerkonferenz gebilligten
Konzept wird Deutschland die
Anzahl der nach Afghanistan
entsandten Polizeitrainer im bila-
teralen Polizeiprojekt und im eu-
ropäischen Polizeiprojekt EU-
POL bis Mitte 2010 auf insge-
samt 250 erhöhen. In Anlehnung
an den sogenannten Königsteiner
Schlüssel liegt der Anteil dafür
zu einem Drittel beim Bund und
zu zwei Dritteln bei den Län-
dern.
Darüber hinaus wurde im Ko-

alitionsvertrag beschlossen, bis
Mitte 2011 zwei sogenannte In-
ternationale Einsatzeinheiten der
Bundespolizei aufzubauen. Die
hier vorgesehenen 240 Polizisten
sind jedoch nicht für einen ge-
schlossenen Einsatz im Rahmen
von Ausbildungsmaßnahmen in
Afgha nistan vorgesehen.

Behörden Spiegel: Werden sich
genügend deutsche Polizeibeamte
für den gefährlichen Job anwer-
ben lassen oder muss es eine sol-
datenähnliche Verpflichtung im
Grundgesetz geben?

Dr. de Maizière: Die bundes-
weite Bewerberlage für Einsätze
in Afghanistan ist gut und ausrei-
chend. 

Behörden Spiegel: Aus den USA
schwappen neue Trends in der IT
und der Verwaltungsmodernisie-
rung rüber – Stichworte sind
“Open Government”, Transpa-
renz und Partizipation. Wie weit
kann sich ein Staat und der Poli-
tikprozess öffnen und welche Pro-
jekte sind bei der E-Partizipation
angedacht?

Dr. de Maizière: Die Nutzung
von IT im politischen Entschei-



dungsprozess ist eine besondere
Chance für unsere Demokratie.
Staat und Politik haben das
große Mobilisierungspotenzial
von Mitmach-Technologien er-
kannt. In vielen Bereichen wer-
den diese Möglichkeiten auch
schon rege genutzt. Ich denke
hierbei etwa an die E-Petitionen
des Deutschen Bundestages.
Auch auf kommunaler Ebene
gibt es eine Reihe von Beteili-
gungsangeboten, seien es die
Bürgerhaushalte der Städte Köln,
Hamburg und Berlin oder Onli-
ne-Beteiligungen zu Stadtpla-
nungsvorhaben.
Das Bundesinnenministerium

hat Ende 2008 erstmals das
“Mitmach-Internet“ für einen
Gesetzentwurf genutzt und den
Referentenentwurf des Bürger-
portal-Gesetzes per Online-Kon-
sultation offen zur Diskussion
gestellt. Die aktive Beteiligung
hat gezeigt, dass das Mitmach-
Web für die öffentliche Verwal-
tung in Zukunft einen entschei-
denden Beitrag zu mehr Beteili-
gung und Transparenz leisten
kann. Diesen Weg wollen wir
fortsetzen. Aus dem IT-Investi-
tionsprogramm des Bundes inve-
stieren wir zum Beispiel Mittel,
um eine “Beratungsstelle E-Par-
tizipation“ aufzubauen. Die Be-
ratungsstelle wird den Bundes-
behörden dabei helfen, eigene
Online-Mitmachprojekte umzu-
setzen und gemeinsam mit ihnen
Potenziale und Nutzungsmög-
lichkeiten von Web 2.0 für ihre
Fachthemen zu identifizieren.
Ziel ist, E-Partizipation als Stan-
dardleistung der Bundesverwal-
tung zu etablieren.

Behörden Spiegel: Dienstleis -
tungszentren sollen der Bundesre-
gierung helfen, effizienter zu ar-
beiten. Die Zusammenlegung von
u. a. IT-Kapazitäten in zentralen
Serviceeinheiten stößt bei nachge-
ordneten Fachämtern und Spezial-
behörden auch auf Skepsis. Wie
viel IT wird konzentriert, was sol-
len die Behörden behalten?

Dr. de Maizière: Die IT-Leis -
tungserbringung in der Bundes-

verwaltung soll künftig durch die
IT- Dienstleistungszentren des
Bundes erbracht werden. Durch
diese Konsolidierung sollen nicht
nur die knappen Ressourcen effi-
zienter genutzt, sondern auch ei-
ne Professionalisierung der IT-
Leis tungserbringung erreicht
werden. Betonen möchte ich an
dieser Stelle, dass es sich bei dem
Konzept “DLZ-IT des Bundes“
um die Organisation der IT-Leis -
tungserbringung innerhalb des
Bundes und nicht um ein Out-
sourcing handelt. 
Der Rat der IT-Beauftragten der

Bundesregierung hat dazu in sei-
ner Sitzung im Dezember 2009
die ersten IT-Dienstleistungszen-
tren des Bundes benannt, die
Bundesstelle für Informations-
technik im Bundesverwaltungs-
amt, das Zentrum für Informati-
onsverarbeitung und Informati-
onstechnik und das Dienstleis -
tungszentrum für Informations-
technik des Bundesministeriums
für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung. Die Dienstleistungs-
zentren sollen künftig IT-Leistun-
gen für Querschnittsaufgaben er-
bringen wie z. B. IT für die Un-
terstützung von Personal- oder
Dienstreisemanagement. Davon
ist die Fach-IT abzugrenzen, die
bei den Fachbehörden verbleiben
kann. Allerdings kann auch hier
eine Leistungserbringung durch
die Dienstleistungszentren des
Bundes sinnvoll sein. 
Es ist nachvollziehbar, dass sich

die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Behörden aufgrund
der notwendigen Veränderungen
sorgen. Wichtig ist, dass es sich
hier um einen längeren Transfor-
mationsprozess handelt, der gera-
de erst begonnen hat. Die not-
wendigen Veränderungen können
also – auch für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter – gut gestal-
tet werden. 

Behörden Spiegel: Sie haben
kritisiert, dass manche Länder
beim Dienstrecht zögerlich an
den „moderaten Wettbewerb und
die gewollte Vielfalt“ herange-
hen, die ihnen durch die Födera-
lismusreform ermöglicht wird.

Wie weit ist Vielfalt sinnvoll und
wo hört Wettbewerb auf, moderat
zu sein?

Dr. de Maizière: Vielfalt und
Wettbewerb sind dort sinnvoll,
wo Innovationsfähigkeit, Verän-
derungsbereitschaft und Flexibi-
lität gestärkt werden, denn sie
fördern gegenseitiges Lernen und
Transparenz. Insofern bietet die
föderale Neuausrichtung Chan-
cen und Perspektiven für alle
Bundesländer wie für den Bund,
positive Akzente im Dienstrecht
zu setzen und dabei die jeweili-
gen Besonderheiten zu berück-
sichtigen. Wettbewerb hört
grundsätzlich dort auf, moderat
zu sein, wo er einen fairen Um-
gang vermissen lässt. 
Im Falle dienstrechtlicher Rah-

menbedingungen bedeutet dies,
dass der Wettbewerb zwischen
den Ländern, aber auch zwischen
Bund und Ländern, nicht zu La-
sten Dritter, d. h. insbesondere
nicht zulasten der Bürgerinnen
und Bürger und der Unterneh-
men, gehen darf. Eine solche
Entwicklung ist jedoch nicht zu
befürchten. Die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben des Art. 33
Abs. 5 GG bilden die gemeinsa-
me “Klammer“ für Bundes- und
Landesgesetzgeber und begren-
zen den gesetzgeberischen Spiel-
raum. Zugleich werden mit dem
Beamtenstatusgesetz die beam-
tenrechtlichen Grundstrukturen
für Landes- und Kommunalbe-
amte einheitlich geregelt und so
qualitätssichernde Standards ge-
setzt. 

Behörden Spiegel: Ist es hinzu-
nehmen, dass die reicheren Län-
der den ärmeren Ländern qualifi-
ziertes Personal abwerben?

Dr. de Maizière: Ich teile diese
Sorge nicht. Der Schlüssel zu ei-
ner erfolgreichen Personalgewin-
nung liegt nicht nur in der Besol-
dungshöhe. Zahlreiche weitere
Faktoren fließen in die Standor-
tentscheidung ein. Dazu zählen
interessante Tätigkeiten, die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf, gute berufliche Entwick-

lungsmöglichkeiten und Perspek-
tiven. Aber auch die Verbunden-
heit zur Heimat, Familie und
Freunden spielen eine wichtige
Rolle, wenn es um die Frage der
persönlichen Standortwahl geht.
Die Besoldungshöhe ist da nur
ein Kriterium bei der Personalge-
winnung. 
Das gilt auch für den Bereich

der Tarifbeschäftigten. Die Lohn-
und Arbeitsbedingungen von
Bund und Kommunen liegen we-
gen der Verhandlungsgemein-
schaft und dem gemeinsamen
Manteltarifvertrag nahe beieinan-
der. Auch im Verhältnis zu den
Ländern und zwischen den Län-
dern gibt es bis jetzt keine grund-
legenden Unterschiede. 

Behörden Spiegel: Die Koaliti-
on will “kreative Lösungen für
die Schaffung von Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten” beim Ruhe-
standseintritt erreichen. Welche
Modelle sind im Gespräch?

Dr. de Maizière: Wir sind erst
am Beginn der neuen Legisla-
turperiode. Sie werden verste-
hen, dass ich mich zu diesem
Zeitpunkt noch nicht auf spezi-
elle Modelle festlegen möchte.
Fest steht aber, dass wir das bis-
herige Modell der geförderten
Altersteilzeit nicht verlängern
werden. Zur Bewältigung des
demographischen Wandels wird
es uns vielmehr darum gehen,
wie wir neues, qualifiziertes
Personal gewinnen können und
dabei gleichzeitig die älter wer-
denden Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter stärker in den Blick
zu nehmen. Uns geht viel Poten-
zial verloren, wenn wir die Älte-
ren zu früh verlieren. Die Ent-
wicklung alters- und alternsge-
rechter Beschäftigungsbedin-
gungen ist daher eine zentrale
Aufgabe in dieser Legislaturpe-
riode. Dabei wird es vor allem
um die Frage gehen, wie es
künftig gelingt, die Potenziale
der älter werdenden Belegschaft
noch besser zur beiderseitigen
Zufriedenheit zu nutzen. Hierfür
werden wir verschiedene Ansät-
ze prüfen. 


